
 

 

Geschäftszahl:  
2026-0.365.900 

61/10 (neue Version) 
Zur Veröffentlichung bestimmt 
 

Vortrag an den Ministerrat 

Protokoll von 1997 zur Änderung des Internationalen Übereinkommens von 
1973 zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe (in der 
Fassung des Protokolls von 1978); Beitritt 

Das Internationale Übereinkommen von 1973 zur Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch Schiffe in der Fassung des Protokolls von 1978 (im Folgenden: MARPOL-
Übereinkommen) bildet das zentrale völkerrechtliche Regelwerk zur Begrenzung 
umweltrelevanter Auswirkungen des internationalen Seeschiffsverkehrs. Das 
Übereinkommen wurde 1973 in London abgeschlossen und trat erst nach Annahme eines 
ergänzenden Protokolls 1978 in Kraft. Es hat 161 Vertragsstaaten, die fast die gesamte 
globale Handelsschifffahrt repräsentieren (98,9% der Welttonnage). Österreich ist dem 
Übereinkommen 1988 beigetreten (BGBl. Nr. 434/1988).  

Das MARPOL-Übereinkommen enthält sechs Anlagen, die detaillierte technische 
Umweltvorschriften vorsehen. Für Österreich gelten bislang fünf dieser Anlagen. Anlage 
VI, welche durch das Protokoll von 1997 zur Änderung des Internationalen 
Übereinkommens von 1973 zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe in der 
Fassung des Protokolls von 1978 (im Folgenden: Protokoll), eingefügt wurde, ist noch 
ausständig. Anlage VI gilt derzeit für 108 MARPOL-Vertragsstaaten (über 97% 
Welttonnage), darunter die meisten EU-Mitgliedstaaten (ausgenommen Österreich, 
Tschechische Republik, Ungarn).  

Die Anlage VI enthält wesentliche Bestimmungen zur Reduktion von Luftschadstoffen und 
klimarelevanten Emissionen aus dem internationalen Seeschiffsverkehr und leistet damit 
einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen Gestaltung des Verkehrssektors. Mit dem Beitritt 
zum Protokoll wird den verkehrs-, klima- und innovationspolitischen Zielsetzungen der 
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österreichischen Bundesregierung entsprochen, auch wenn Österreich derzeit keine 
eigene Seeflotte unterhält.  

Durch den Beitritt zum Protokoll wird Österreich zudem in die Lage versetzt, wichtige 
umweltpolitische Entscheidungen mitzutragen. Die MARPOL-Anlagen werden häufig 
geändert, um technischen Entwicklungen Rechnung zu tragen. Aktuelle Diskussionen im 
Umweltausschuss der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) betreffen die 
Einführung eines Regelwerks, um Treibhausgasemissionen stark zu reduzieren – bis hin zu 
Netto-Null-Emissionen im Jahr 2050 (IMO Net-Zero Framework).  

Österreich ist bei derartigen Entscheidungen nur dann stimmberechtigt, wenn es 
Vertragspartei des Protokolls ist. Der Beitritt dient somit auch dem Ziel, die 
Stimmberechtigung Österreichs in diesem wichtigen Gremium zu ermöglichen und damit 
dem Interesse Österreichs an der Zielsetzung der Dekarbonisierung der internationalen 
Seeschifffahrt Rechnung zu tragen. 

Die durch das Protokoll eingeführte Anlage VI wurde seit der Annahme im Jahr 1997 
häufig geändert. Eine konsolidierte Fassung der Anlage VI wurde am 17. Juni 2021 
angenommen. Seither wurde die Anlage VI weitere viermal geändert. Der aktuelle 
Wortlaut des Protokolls ergibt sich daher aus einer Zusammenschau von sechs 
Dokumenten: Dem ursprünglichen Protokoll von 1997, der konsolidierten Änderung der 
Anlage VI von 2021, sowie den vier nachfolgenden Änderungen (Dezember 2022; Juli 
2023; März 2024; Oktober 2024).   

Die Durchführung des Protokolls wird voraussichtlich keine finanziellen Auswirkungen 
haben. Sofern es dennoch zu solchen kommen sollte, finden die damit verbundenen 
Kosten ihre Bedeckung im Budget des zuständigen Ressorts. 

Das Protokoll hat gesetzändernden bzw. gesetzesergänzenden Inhalt und bedarf daher der 
Genehmigung des Nationalrats gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG. Es hat nicht politischen 
Charakter. Es ist nicht erforderlich, eine allfällige unmittelbare Anwendung des Protokolls 
im innerstaatlichen Rechtsbereich durch einen Beschluss gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 4 B-VG, 
dass dieser Staatsvertrag durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen ist, auszuschließen. 
Das MARPOL-Übereinkommen sieht gemäß seinem Art. 16 Abs. 2 lit. f (ii) iVm lit. f (iii) 
bezüglich der durch das Protokoll eingeführten Anlage VI eine vereinfachte Änderung im 
Sinn des Art. 50 Abs. 2 Z 1 B-VG vor. Da durch das Protokoll keine Angelegenheiten des 
selbständigen Wirkungsbereichs der Länder geregelt werden, bedarf es keiner 
Zustimmung des Bundesrats gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 2 B-VG.  
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Anbei lege ich den authentischen Wortlaut des Protokolls in englischer und französischer 
Sprache, die Übersetzung ins Deutsche sowie die Erläuterungen vor.  

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Innovation, Mobilität und Infrastruktur 
stelle ich daher den 

Antrag, 

der Bundesregierung wolle: 

1. das Protokoll von 1997 zur Änderung des Internationalen Übereinkommens von 
1973 zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe in der Fassung des 
Protokolls von 1978, dessen Übersetzung ins Deutsche und die Erläuterungen 
hierzu genehmigen, 
 

2. das Protokoll unter Anschluss der Übersetzung und der Erläuterungen dem 
Nationalrat zur Genehmigung gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG zuleiten und 
 

3. nach erfolgter Genehmigung dem Herrn Bundespräsidenten vorschlagen, den 
Beitritt der Republik Österreich zum Protokoll zu erklären. 

 

2. September 2026 

Mag.a Beate Meinl-Reisinger, MES 
Bundesministerin 
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